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Niedriglohnbeschäftigung 2021 – 
Langfristiger Rückgang nur in 
Ostdeutschland 
Thorsten Kalina 
● Das Niedriglohnrisiko ist langfristig betrachtet nur in Ostdeutschland ge-

sunken. In Westdeutschland liegt das Niveau seit 2006 weitgehend kon-
stant bei rund 20 %.  

● Deutliche Steigerungen der Löhne im Niedriglohnbereich gab es nur kurz 
nach der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns in den Jahren 2015 
und 2016. Anschließend stagnierten die durchschnittlichen Löhne im 
Niedriglohnbereich und sind 2021 deutlich hinter der allgemeinen Lohn-
entwicklung zurückgeblieben.  

● Zum Teil erklären Strukturunterschiede zwischen Ost- und Westdeutsch-
land (z.B. weniger Beschäftigte in Großbetrieben), das nach wie vor hö-
here Niedriglohnrisiko in Ostdeutschland. Zum Teil wirkt sich auch das 
niedrigere Lohn- und Preisniveau in Ostdeutschland aus.  

● Eine weitere Anhebung des Mindestlohns kann sicher zu einer Annähe-
rung der Ost- und Westlöhne beitragen. Um den Niedriglohnsektor zu 
verkleinern, wäre aber zugleich eine Stärkung der Tarifbindung notwen-
dig.  

  
 
Aktuelle Forschungsergebnisse aus dem Institut Arbeit und Qualifikation (IAQ),  
Universität Duisburg-Essen 
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1 Einleitung 

Zum Ende des letzten Jahrtausends galt Deutschland 
noch als ein Land mit niedriger Einkommenssprei-
zung und einem geringen Niedriglohnanteil1 unter 
den Beschäftigten (OECD 1996; Schäfer 1996, S. 61). 
Unter der rot-grünen Bundesregierung von Bundes-
kanzler Gerhard Schröder wurde im Rahmen der 
Agenda 2010 eine massive Ausweitung der Niedrig-
lohnbeschäftigung angestrebt, um die damalig hohe 
Arbeitslosigkeit zu reduzieren. Hierzu wurden mit 
der Einführung des sogenannten Hartz-IV-Sozialleis-
tungen für Arbeitslosengeldbezieher gekürzt und 
der Druck auf Arbeitslose erhöht, auch schlecht be-
zahlte Jobs anzunehmen. Durch die Liberalisierung 
von Leiharbeit und Minijobs wurden die Möglichkei-
ten zur Schaffung von schlecht entlohnten und unsi-
cheren Jobs vereinfacht (Bosch et al. 2008, S. 428f.). 
Der Anteil der Niedriglohnbeschäftigung war in 
Deutschland allerdings bereits seit Mitte der 1990er 
Jahre deutlich gestiegen (vgl. z.B. Rhein und Stamm 
2006; Bosch und Kalina 2007; Bosch et al. 2008; Ka-
lina und Weinkopf 2008 und 2009). Diese Entwick-
lung wurde durch die Hartz-Reformen aber weiter 
vorangetrieben. Mittlerweile hat Deutschland mit 
21 % Niedriglohnbeschäftigten im Jahr 2018 einen 
der größten Niedriglohnsektoren in Europa und liegt 
damit deutlich über dem EU-Durchschnitt von rund 
15 %.2  

Befürworter eines Niedriglohnsektors argumentie-
ren, dass von niedriger Bezahlung oft nur Beschäf-
tigte betroffen seien, die sich etwas dazuverdienen, 
oder dass Niedriglohnjobs Geringqualifizierten einen 
Einstieg in den Arbeitsmarkt ermöglichen. Tatsäch-
lich aber ist die Mehrheit der Niedriglohnbeziehen-
den gut qualifiziert und arbeitet in Vollzeit (Bosch et 
al. 2008, S. 426f.). Vor dem Hintergrund des derzeit 
in vielen Branchen beklagten Arbeitskräftemangels 
wie auch mit Blick auf die Alterssicherung stellen 
Niedriglohnjobs ein gravierendes sozialpolitisches 
Problem dar (Grabka und Göbler 2020, S. 12f.; Stef-
fen 2011).  

_ 

1 Als Niedriglohn wird gemäß der Definition internationaler Organisatio-
nen (vgl. OECD 1996) ein Stundenentgelt bezeichnet, das unterhalb von 
zwei Dritteln des mittleren Bruttostundenlohns (Median) in einem Land 
liegt. Der Medianlohn ist der Wert, der die Beschäftigten in einem Land 
in zwei gleich große Gruppen aufteilt: Die eine Hälfte erhält einen gerin-
geren und die andere Hälfte einen höheren Lohn. (vgl. 
https://www.diw.de/de/diw_01.c.433582.de/presse/glossar/niedrig-
lohn.html) 

2 Fragestellung, Datengrundlage und metho-
disches Vorgehen 

In diesem IAQ-Report werden die Auswertungen des 
Instituts für Arbeit und Qualifikation (IAQ) zur Ent-
wicklung und Struktur der Niedriglohnbeschäftigung 
in Deutschland aktualisiert.3 Zunächst wird auf die 
Lohnentwicklung im unteren Stundenlohnbereich 
eingegangen (Abschnitt 3), weil dies eine wichtige 
Erklärung für Veränderungen beim Umfang der 
Niedriglohnbeschäftigung liefert. 

Im Mittelpunkt des Reports steht die Frage, ob und 
wie sich der Umfang und die Struktur der Niedrig-
lohnbeschäftigung im Jahr 2021 verändert haben 
(Abschnitt 4). Da ein Rückgang des Niedriglohnrisi-
kos nur in Ostdeutschland erkennbar ist, werden in 
Abschnitt 5 Veränderungen des Niedriglohnrisikos 
speziell in Ostdeutschland untersucht, um Erklärun-
gen für diese Entwicklung zu finden. Auch die Analy-
sen zur Struktur der Niedriglohnbeschäftigten nach 
Personenmerkmalen (Abschnitt 6) und Unterneh-
mensmerkmalen (Abschnitt 7) legen einen Fokus auf 
den Vergleich zwischen Ost- und Westdeutschland. 
In Abschnitt 8 werden die Ergebnisse zusammenge-
fasst und es wird ein Fazit gezogen.  

Datengrundlage der eigenen Berechnungen ist das 
Sozio-oekonomische Panel (SOEP), eine repräsenta-
tive jährliche Wiederholungsbefragung privater 
Haushalte, die seit 1984 in Westdeutschland und 
seit 1990 auch in Ostdeutschland durchgeführt wird 
(vgl. Goebel et al. 2018). Das SOEP ermöglicht – an-
ders als z.B. Daten der Bundesagentur für Arbeit (BA) 
– auch die Einbeziehung von Teilzeitbeschäftigten 
und Minijobber*innen, die überproportional häufig 
von niedrigen Stundenlöhnen betroffen sind. 

2 Die vorliegenden Zahlen basieren auf der Verdienststrukturerhebung 
2018. Grabka (2024, S. 73) weist für Deutschland auf Basis der Verdienst-
strukturerhebung für 2022 einen Wert von 15,2 % aus, womit sich der 
Wert für Deutschland dem EU-Durchschnitt angenähert hätte. Neuere 
Zahlen aus den anderen EU-Ländern für einen europäischen Vergleich 
liegen allerdings noch nicht vor. https://www.destatis.de/Eu-
ropa/DE/Thema/Bevoelkerung-Arbeit-Soziales/Arbeitsmarkt/_Gra-
fik/_Interaktiv/2-01-niedriglohn-eu-insgesamt.html 
3 Vgl. zuletzt mit Daten bis 2020: Kalina und Weinkopf 2023.  
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Zur Bestimmung des Umfangs der Niedriglohnbe-
schäftigung wird gemäß der OECD-Definition eine 
Niedriglohnschwelle von zwei Dritteln des mittleren 
Stundenlohns (Median) für Deutschland insgesamt 
verwendet (vgl. OECD 1996, S. 70). Die Stunden-
löhne in den Auswertungen zur Niedriglohnbeschäf-
tigung wurden auf der Basis der Bruttomonatsver-
dienste (ohne Sonderzahlungen wie Urlaubs- oder 
Weihnachtsgeld) und der Angaben der Befragten zu 
ihrer tatsächlich geleisteten Arbeitszeit berechnet, 
wobei Überstunden in beiden Größen enthalten sein 
können. Für Beschäftigte, in deren Betrieb Arbeits-
zeitkonten geführt werden, wurde die vertraglich 
vereinbarte Arbeitszeit anstatt der tatsächlichen Ar-
beitszeit verwendet.  

Die Analysen zur Entwicklung der Niedriglohnbe-
schäftigung im Jahr 2021 auf der Basis des SOEP be-
ziehen sich wie vergleichbare Auswertungen auf alle 
abhängig Beschäftigten (vgl. auch Grabka 2021; 
Grabka und Göbler 2020). Selbstständige und Frei-
berufler*innen sowie mithelfende Familienangehö-
rige wurden ausgeschlossen, da sich für sie ein Stun-
denlohn nicht sinnvoll berechnen lässt. Nicht be-
rücksichtigt wurden darüber hinaus auch die folgen-
den Gruppen: Auszubildende, Praktikant*innen, 
Personen in Rehabilitation, Umschulung sowie in 
weiteren arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen, Be-
schäftigte in Behindertenwerkstätten, Personen im 
Bundesfreiwilligendienst wie auch Beschäftigte in 
Altersteilzeit. Darüber hinaus beschränkt sich die 
Auswertung auf Beschäftigte, die mindestens 18 
Jahre alt sind. 

3 Entwicklung der Niedriglohnschwelle und 
der Stundenlöhne im Niedriglohnbereich 

Die Analyse der Entwicklung der Niedriglohn-
schwelle ist aus zwei Gründen relevant. Zum einen 
kann man anhand des Zusammenhangs von Min-
destlohnhöhe und Niedriglohnschwelle darauf 
schließen, wie wirksam ein nationaler Mindestlohn 
ist. Liegt der Mindestlohn nur knapp unterhalb der 
Niedriglohnschwelle, trägt dieser eher zur 

Verringerung des Niedriglohnsektors bei als ein Min-
destlohn, der niedriger angesetzt ist. Zum anderen 
legt der Abgleich der durchschnittlichen Lohnhöhe 
im Niedriglohnbereich und der Niedriglohnschwelle 
die Lohnspreizung im Niedriglohnsektor offen.4 Man 
erkennt dadurch, wie weit die Löhne nach unten 
„ausfransen“. 

Bei der Entwicklung der Niedriglohnschwelle in 
Deutschland lassen sich im Rückblick drei unter-
schiedliche Phasen erkennen (Abb. 1): Von 1995 bis 
2003 stieg die Niedriglohnschwelle in Deutschland 
mit Ausnahme des Jahres 2000 durchgängig, was auf 
einen insgesamt ansteigenden Medianlohn ver-
weist. Von 2004 bis 2013 erhöhte sie sich hingegen 
kaum und sank in den Jahren 2006 und 2010 sogar. 
Von 2014 bis 2021 wiederum gab es einen deutli-
chen Anstieg, der meist stärker ausfiel als in den Vor-
jahren. Deutliche Erhöhungen waren im Jahr 2014 
(+0,38 €) und im Jahr 2018 (+0,40 €) zu verzeichnen. 
Im Jahr 2020 hat sich die Niedriglohnschwelle sogar 
um 0,60 € pro Stunde auf 12,10 € und im Jahr 2021 
um 0,63 € auf 12,73 € erhöht. Wir haben also gerade 
in den Jahren seit 2018 sehr deutliche Steigerungen 
der Niedriglohnschwelle erlebt.5  

Bereits im Vorfeld der Mindestlohneinführung im 
Jahr 2015 waren die Stundenlöhne am unteren Rand 
des Lohnspektrums in Deutschland überproportio-
nal gestiegen, was u.a. daran lag, dass ein Teil der 
Betriebe die anstehende Einführung des gesetzli-
chen Mindestlohns zum Anlass genommen hatte, 
die untersten Stundenlöhne der Beschäftigten auf 
das Niveau des gesetzlichen Mindestlohns oder 
knapp darüber anzuheben (Bellmann et al. 2016). 
Gleichzeitig gab es für einige Branchen, vor allem in 
Ostdeutschland, bis 2017 jedoch auch noch die Mög-
lichkeit, den Mindestlohn von 8,50 € zeitweilig zu un-
terschreiten, wenn dies auf Basis eines für allge-
meinverbindlich erklärten Tarifvertrags erfolgte. 
Diese Übergangsfrist war vor allem zur Anpassung 
des niedrigeren Niveaus der Stundenlöhne in Ost-
deutschland genutzt worden (Bosch und Weinkopf 
2013 und 2015).

  

_ 

4 Mit Lohnspreizung ist der Abstand zwischen dem Durchschnittslohn im 
Niedriglohnsektor und der Niedriglohnschwelle gemeint.  

5 Da die Niedriglohnschwelle einem festen Anteil des Medians ent-
spricht, ist der Median, also der mittlere Lohn, ebenfalls sehr deutlich 
gestiegen. 
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Abb. 1: Entwicklung von Niedriglohnschwelle und gesetzlichem Mindestlohn in Deutschland, 1995 – 2021 

Höhe in Euro pro Stunde 

 

 
 

Quelle: SOEP v38, eigene Berechnung. 

Bei der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns 
hatte der Abstand zwischen der Niedriglohnschwelle 
(10,12 €) und der Höhe des gesetzlichen Mindest-
lohns (8,50 €) noch bei 1,62 € gelegen. Bis 2021 hatte 
sich die Differenz zwischen der Höhe des gesetzli-
chen Mindestlohns und der Niedriglohnschwelle 
dann jedoch auf immerhin 3,23 € pro Stunde (9,50 € 
gegenüber 12,73 €) deutlich vergrößert, was zeigt, 
dass die Entwicklung der Höhe des gesetzlichen Min-
destlohns in Deutschland hinter der allgemeinen 
Lohnentwicklung zurückgeblieben war. Dies bestäti-
gen auch Analysen von Börschlein et al. (2021 und 
2022). Die Autoren gehen allerdings davon aus, dass 
dieses Defizit mit der Erhöhung des gesetzlichen 
Mindestlohns auf 12 € ab 1. Oktober 2022 ausgegli-
chen wird. Damit wäre auch gewährleistet, dass der 
gesetzliche Mindestlohn nunmehr auf einem Niveau 
von etwa 60 % des nationalen Medians in 

_ 

6 Die anvisierte ambitioniertere Niedriglohnschwelle in Höhe von zwei 
Dritteln des jeweiligen nationalen Medians war auf der europäischen 
Ebene bislang nicht durchsetzbar. Hintergrund dürfte sein, dass das 

Deutschland liegt – also dem Maß, das auch in der 
Diskussion über eine angemessene Höhe von gesetz-
lichen Mindestlöhnen auf der Ebene der Europäi-
schen Kommission seit einigen Jahren eine promi-
nente Rolle spielt (vgl. Lübker und Schulten 2022).6 

Ein Indikator dafür, wie sich der Mindestlohn auf die 
Lohnstruktur insgesamt auswirkt, ist der Durch-
schnittslohn der Niedriglohnbeziehenden. Betrach-
tet man die längerfristige Entwicklung, ist erkenn-
bar, dass der Durchschnittslohn im Niedriglohnbe-
reich bereits seit 2008 stärker als die Niedriglohn-
schwelle gestiegen und damit auch näher an diese 
herangerückt war. Im Zuge der Mindestlohneinfüh-
rung im Jahr 2015 und in den folgenden Jahren hatte 
sich dieser Prozess bis zum Jahr 2016 weiter ver-
stärkt (Abb. 2). 

Ausgangsniveau des Mindestlohns in einer ganzen Reihe von EU-Län-
dern noch recht gering ist und oftmals deutlich unter 50 % des nationa-
len Medians liegt. 
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Der durchschnittliche Stundenlohn im Niedriglohn-
bereich lag im Jahr 2014 mit 7,22 € bei knapp 73 % 
der damaligen Niedriglohnschwelle von 9,96 €. Im 
Jahr 2016, kurz nach der Einführung des gesetzlichen 
Mindestlohns, verdienten die Niedriglohnbeziehen-
den im Durchschnitt schon 8,01 €, was knapp 77 % 
der höheren Niedriglohnschwelle des Jahres 2016 
(10,47 €) entsprach. Die Durchschnittslöhne im 
Niedriglohnbereich waren also zwischen 2014 und 
2016 deutlich stärker gestiegen als der Medianlohn. 
Auch die Studie von Burauel et al. (2018, S. 89) zeigt, 
dass die Löhne im Zuge der Einführung des gesetzli-
chen Mindestlohns vor allem im unteren Bereich der 

Stundenlohnverteilung überproportional angeho-
ben worden sind. In den Jahren 2016 bis 2020 be-
wegt sich der Durchschnittslohn im Niedriglohnbe-
reich auf einem Niveau von rund 76 %, ohne dass ein 
Trend erkennbar ist. Zwischen 2020 und 2021 sinkt 
dann allerdings der Durchschnittlohn im Niedrig-
lohnbereich auf unter 74 % der Niedriglohnschwelle 
deutlich ab. Hintergrund ist, dass der Mindestlohn in 
dieser Zeitspanne lediglich von 9,25 € auf 9,36 €, d.h. 
um 11 Cent gestiegen ist, während sich die Niedrig-
lohnschwelle von 12,10 € auf 12,73 € immerhin um 
63 Cent deutlich erhöht hat.  

Abb. 2: Durchschnittslohn im Niedriglohnbereich, Niedriglohnschwelle und Relation aus beidem, 1995  – 2021  

 

Quelle: SOEP v38, eigene Berechnung. 

Der Mindestlohn hat also bei seiner Einführung zu 
einer Kompression der Lohnstruktur unterhalb der 
Niedriglohnschwelle geführt und das „Ausfransen“ 
der Löhne nach unten gebremst. Die durchschnittli-
chen Stundenlöhne im Niedriglohnbereich sind nach 
der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns in 
den Jahren 2015 und 2016 stärker gestiegen als die 
Löhne insgesamt. Dieser Einführungseffekt ist aller-
dings schnell verpufft. In den Jahren 2017 bis 2020 
folgten die Löhne im Niedriglohnbereich 

weitgehend der allgemeinen Lohnentwicklung. Im 
Jahr 2021 blieb die Entwicklung der Löhne im Nied-
riglohnbereich deutlich hinter der allgemeinen Loh-
nentwicklung zurück.  
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4 Umfang der Niedriglohnbeschäftigung in der 
Gesamtwirtschaft 

Der Anteil der Niedriglohnbeschäftigung erreichte in 
Deutschland in den Jahren 2009 bis 2011 einen 
Höchststand von fast 24 % aller Beschäftigten 
(Abb. 3). Von 2012 bis 2017 bewegte sich das Niveau 
der Niedriglohnbeschäftigung dann zwischen knapp 
22 % und 23 %. Erst seit dem Jahr 2018 – also drei 
Jahre nach der Einführung des gesetzlichen Mindest-
lohns – waren die Anzahl der Niedriglohnbeschäftig-
ten in Deutschland und deren Anteil an der Gesamt-
beschäftigung erstmals tatsächlich erkennbar ge-
sunken auf 21,2 % im Jahr 2018 und 20,5 % im Jahr 

2020.7 Im Jahr 2021 jedoch hat sich der Niedriglohn-
sektor wieder auf 21,2 % vergrößert.  

Im Vergleich zum Jahr 2011, als der Anteil der Nied-
riglohnbeschäftigten in Deutschland mit rund 24 % 
aller Beschäftigten einen historischen Höchstwert 
erreicht hatte, war somit bis 2020 ein Rückgang des 
Niedriglohnanteils um 3,5 Prozentpunkte auf 20,5 % 
zu verzeichnen. Diese Entwicklung hatte demnach 
schon vor der Einführung des gesetzlichen Mindest-
lohns eingesetzt, war durch diesen aber weiter be-
schleunigt worden. 

 

  

Abb. 3: Entwicklung des Niedriglohnanteils in Deutschland 
Angaben in Prozent der Beschäftigten in Ostdeutschland, Westdeutschland und Deutschland gesamt  

 

Quelle: SOEP v38, eigene Berechnung. 

In Ostdeutschland ist der Niedriglohnsektor von 
39,9 % im Jahr 2011 über 38,5 % (2013) auf 26,7 % 
(2021) zurückgegangen. Zum deutlichen Rückgang 
der Niedriglohnbeschäftigung in Ostdeutschland hat 

_ 

7 Diesen Rückgang zeigt auch die Untersuchung von Grabka (2024).  

beigetragen, dass in den meisten Branchen die zuvor 
unterschiedlich hohen tariflichen Verdienste in 
West- und Ostdeutschland inzwischen weitgehend 
angeglichen worden sind (Kalina und 
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Weinkopf 2021). Allerdings ist die Tarifbindung der 
Beschäftigten in Ostdeutschland mit 45 % weiterhin 
niedriger als in Westdeutschland mit 54 % (Lübker 
2022), sodass auch im Jahr 2021 mit 26,7 % immer 
noch ein deutlich höherer Anteil der ostdeutschen 
Beschäftigten für einen Stundenlohn unterhalb von 
12,73 € brutto arbeitete als in Westdeutschland 
(20,2 %). 

Die Zahl der Niedriglohnbeschäftigten war im Zeit-
verlauf von rund 5 Mio. Mitte der 1990er Jahre auf 
7,7 Mio. im Jahr 2009 deutlich gestiegen (Abb. 4). 

Nach einem zwischenzeitlich leichten Rückgang 
wurde in den Jahren 2016 und 2017 mit jeweils 7,9 
Mio. gering bezahlten Beschäftigten ein Höchstwert 
erreicht. Im Jahr 2020 wiederum sank die Anzahl der 
Niedriglohnbeziehenden auf 7,4 Mio. ab, erreichte 
dann jedoch 2021 erneut den bisherigen Höchst-
stand von 7,9 Mio. In der Gesamtschau hat sich der 
Umfang der Niedriglohnbeschäftigung also seit 2009 
kaum verringert. Relativ ist der Anteil der Niedrig-
lohnbeschäftigten zwar vor allem in Ostdeutschland 
von knapp 39 % (2009) auf knapp 27 % (2021) zu-
rückgegangen; in Westdeutschland hingegen hat 
sich in diesem Zeitraum mit Werten von 20,6 % 
(2009) und 20,2 % (2021) kaum etwas verändert.  

 
Abb. 4: Anzahl der Niedriglohnbeschäftigten im Zeitverlauf, 1995 – 2021 

Angaben in Millionen 

 

Quelle: SOEP v38, eigene Berechnung. 

5 Rückgang des Niedriglohnrisikos in Ost-
deutschland zwischen 2013 und 2021 

Da sich lediglich in Ostdeutschland ein Rückgang der 
Niedriglohnbeschäftigung beobachten lässt, wird 
diese Entwicklung im Folgenden genauer unter-
sucht. Zentrale Frage ist dabei, welche Beschäftig-
tengruppen in Ostdeutschland besonders von der 

sich verringernden Niedriglohnbeschäftigung profi-
tieren konnten. 
Insgesamt ist das Niedriglohnrisiko in Ostdeutsch-
land zwischen 2013 und 2021 um knapp 31 % gesun-
ken (Tab. 1, rechte Spalte). Für Hochschulabsol-
vent*innen war der Rückgang mit 35,5 % etwas stär-
ker und für Geringqualifizierte mit knapp 23% etwas 
schwächer als in der Gesamtwirtschaft. In den 
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mittleren Altersgruppen war der Rückgang des Nied-
riglohnrisikos mit 48,3 % (35 - 44 Jahre) und 36,6 % 
(25 - 34 Jahre) stärker als für Jüngere (0,2 %) und Äl-
tere (23,6 %). Vollzeitstellen waren im Jahr 2021 um 
37 % seltener von Niedriglöhnen betroffen als noch 
2013. Für Teilzeitstellen (-22,2 %) und Minijobs (-4,0 
%) zeigt sich eine weniger deutliche Abnahme. In un-
befristeter Beschäftigung hat sich das Niedriglohnri-
siko um gut 31% verringert, während es bei befriste-
ter Beschäftigung nur um rund 9% gesunken ist. 

Somit lässt sich für qualifizierte Beschäftigte, mitt-
lere Altersgruppen, unbefristet Beschäftigte und 
Vollzeitbeschäftigte ein besonders deutlicher Rück-
gang des Niedriglohnrisikos beobachten. Hierbei 
handelt es sich um Kerngruppen des Arbeitsmarktes, 
also nicht um Gruppen, die per se ein besonders ho-
hes Niedriglohnrisiko haben (wie z.B. Jüngere, Ge-
ringqualifizierte oder Minijobber*innen).  

 
Tab. 1: Änderung des Niedriglohnrisikos in Ostdeutschland, 2013 – 2021 

Angaben in Prozent 

Kategorie Ausprägung 2013 2021 Änderung 2013-2021  
(relativ in %) 

Qualifikation Ohne Berufsausbildung 84,3 65,3 -22,6 

Mit Berufsausbildung 43,6 29,9 -31,3 

Akademischer Abschluss 14,2 9,2 -35,5 

Geschlecht Männer 35,9 25,2 -29,9 

Frauen 41,4 28,3 -31,5 

Alter Unter 25 Jahre 61,6 61,5 -0,2 

25 – 34 45,1 28,6 -36,6 

35 – 44 36,3 18,8 -48,3 

45 – 54 32,9 23,0 -30,1 

55+ 37,3 28,5 -23,6 

Befristung Befristet 55,9 50,9 -8,9 

Unbefristet 34,9 24,0 -31,3 

Arbeitszeitform Vollzeit 32,6 20,5 -37,1 

Sozialversicherungspflichtige 
Teilzeit 

39,7 30,9 -22,2 

Minijob 94,3 90,5 -4,0 

Gesamtwirtschaft 38,5 26,7 - 30,7 

Lesehilfe: In Ostdeutschland waren im Jahr 2013 84,3 % der Beschäftigten ohne abgeschlossene Berufsausbildung im 
Niedriglohnsektor tätig; 2021 waren es mit 65,3 % 22,6 % weniger als 2013.  
Quelle: SOEP v38, eigene Berechnung. 
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Zum Teil spiegeln sich die Änderungen des Niedrig-
lohnrisikos in der Struktur des Niedriglohnsektors 
wider, d.h. Gruppen mit einem sinkenden Niedrig-
lohnrisiko sind auch zunehmend seltener im Niedrig-
lohnsektor vertreten. Zum Teil wirken sich aber auch 
deutliche Veränderungen der Struktur der Gesamt-
beschäftigung aus.  

Die Anteile Geringqualifizierter und Hochqualifizier-
ter an der Gesamtbeschäftigung in Ostdeutschland 
sind zwischen 2013 und 2021 gestiegen (von 5,0 % 
auf 9,0 % bzw. von 23,8 % auf 29 %), während der 
Anteil berufsfachlich Qualifizierter um rund neun 
Prozentpunkte auf 62 % zurückging (Tab. 2). Im 
Niedriglohnsektor hat sich der Anteil Geringqualifi-
zierter von rund 11 % auf rund 22 % vordoppelt. Bei 
Hochqualifizierten ist lediglich ein Aufwuchs von 
rund 9 % auf knapp 10 % zu beobachten. Der Zu-
wachs bei Hochqualifizierten ist damit deutlich ge-
ringer als in der Gesamtwirtschaft, weil ihr Niedrig-
lohnrisiko stärker zurückging als das der anderen 

Qualifikationsgruppen. Der Anteil berufsfachlich 
Qualifizierter am Niedriglohnsektor ist um über zehn 
Prozentpunkte auf 68,5 % gesunken.  

Die Zusammensetzung des Niedriglohnsektors nach 
Geschlecht hat sich nicht verändert. Beim Alter zeigt 
sich ein Anteilsrückgang in der Gesamtbeschäftigung 
nur bei Beschäftigten zwischen 45 und 54 Jahren, 
was sich auch in einem sinkenden Anteil dieser 
Gruppe am Niedriglohnsektor widerspiegelt. Dar-
über hinaus ist auch der Anteil der anderen mittle-
ren Altersgruppen zwischen 25 und 54 am Niedrig-
lohnsektor gesunken, weil sich das Niedriglohnrisiko 
in den mittleren Altersgruppen deutlich verringert 
hat. Im Niedriglohnsektor kann man vor allem eine 
Zunahme des Anteils Älterer und Jüngerer beobach-
ten: einerseits, weil ihr Anteil an der Gesamtbe-
schäftigung leicht gestiegen ist; andererseits, weil 
das Niedriglohnrisiko für Jüngere und Ältere weniger 
deutlich zurückgegangen ist als in den anderen Al-
tersgruppen. 

 
Tab. 2: Änderung der Struktur der Niedriglohnbeschäftigung und der Gesamtbeschäftigung in Ostdeutschland,   

2013 – 2021  

Anteil an allen Niedriglohnbeschäftigten bzw. an der Gesamtbeschäftigung in Prozent 

Kategorie Ausprägung Anteil der jeweiligen Gruppe 
am Niedriglohnsektor 

Anteil der jeweiligen 
Gruppe an der Gesamtbe-

schäftigung 

2013 2021 2013 2021 

Qualifikation Ohne Berufsausbildung 10,8 21,7 5,0 9,0 

Mit Berufsausbildung 80,4 68,5 71,2 62,0 

Akademischer Abschluss 8,8 9,8 23,8 29,0 

Geschlecht Männer 48,1 48,9 51,6 51,8 

Frauen 51,9 51,1 48,4 48,2 

Alter Unter 25 Jahre 7,9 12,7 5,0 5,5 

25 – 34 Jahre 24,0 23,2 20,5 21,7 

35 – 44 Jahre 19,8 16,9 21,0 24,1 

45 – 54 Jahre 25,5 19,8 29,8 22,9 

55+ Jahre 22,9 27,4 23,7 25,8 
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Kategorie Ausprägung Anteil der jeweiligen Gruppe 
am Niedriglohnsektor 

Anteil der jeweiligen 
Gruppe an der Gesamtbe-

schäftigung 

Befristung Befristet 20,7 17,0 14,0 8,8 

Unbefristet 79,3 83,0 86,0 91,2 

Arbeitszeitform Vollzeit 60,5 53,3 72,6 70,1 

Sozialversicherungspflichtige 
Teilzeit 

19,5 27,8 19,1 24,2 

Minijob 20,0 18,9 8,3 5,6 

Gesamtwirtschaft 100,0 100,0 100,0 100,0 

Lesehilfe: Geringqualifizierte machten 2013 10,8 % des Niedriglohnsektors aus; 2021 war ihr Anteil auf 21,7 % 
gestiegen. 
Der Wert von 100 % ergibt sich als Summe der Werte einer Kategorie (z.B. Qualifikation).  
Quelle: SOEP v38, eigene Berechnung.  

Der Anteil unbefristet Beschäftigter ist in der Ge-
samtbeschäftigung in Ostdeutschland um gut fünf 
Prozentpunkte gestiegen. Ihr Anteil am Niedriglohn-
sektor erhöhte sich wegen des leicht überdurch-
schnittlichen Rückgangs des Niedriglohnrisikos für 
unbefristet Beschäftigte lediglich um knapp vier Pro-
zentpunkte.  

In der Gesamtbeschäftigung in Ostdeutschland gab 
es 2021 mehr sozialversicherungspflichtige Teilzeit-
beschäftigung als noch 2013. Vollzeitstellen und Mi-
nijobs machen einen kleineren Anteil aus als 2013. 
Wegen des deutlichen Rückgangs des Niedriglohnri-
siko bei Vollzeitstellen ist ihr Anteil am Niedriglohn-
sektor in Ostdeutschland von fast 61 % (2013) auf 
nur noch gut 53 % (2021) noch stärker gesunken als 
in der Gesamtbeschäftigung. Sozialversicherungs-
pflichtige Teilzeit hatte mit fast 28 % aller Niedrig-
lohnbeschäftigten 2021 eine deutlich größere Be-
deutung als 2013 mit knapp 20 %. Der Anteil der Mi-
nijobs am Niedriglohnsektor in Ostdeutschland ist 
von 20 % (2013) auf rund 19 % (2021) leicht gesun-
ken.  

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass das 
Niedriglohnrisiko in Ostdeutschland vor allem für die 
Kerngruppen des Arbeitsmarktes, d.h. für qualifi-
zierte Beschäftigte, mittlere Altersgruppen, unbe-
fristet Beschäftigte und Vollzeitbeschäftigte, beson-
ders deutlich gesunken ist. Strukturveränderungen 
der Gesamtbeschäftigung in Ostdeutschland haben 

ebenfalls einen Rückgang des Niedriglohnrisikos in 
Ostdeutschland bewirkt. So hat der Anteil von Aka-
demiker*innen an der Gesamtbeschäftigung in Ost-
deutschland zugenommen, d.h. eine Gruppe mit ei-
nem sehr geringen Niedriglohnrisiko hat an Bedeu-
tung gewonnen, was insgesamt zu einem Rückgang 
des Niedriglohnrisikos in Ostdeutschland beigetra-
gen hat. Ebenso ist der Anteil unbefristeter Beschäf-
tigung gestiegen, die ebenfalls mit einem unter-
durchschnittlichen Niedriglohnrisiko verbunden ist. 
Auch der Anteil sozialversicherungspflichtiger Teil-
zeitbeschäftigung hat sich in Ostdeutschland erhöht, 
während der Anteil der Minijobs gesunken ist. Auch 
dies dürfte sich in Ostdeutschland insgesamt auf den 
Rückgang des Niedriglohnrisikos ausgewirkt haben.  

6 Struktur der Niedriglohnbeschäftigung - Ver-
gleich Ost- und Westdeutschland 2021 

Die bisherigen Auswertungen haben gezeigt, dass 
sich der Anteil von Niedriglohnjobs vor allem in Ost-
deutschland verringert hat. Seit 2013 ist das Niedrig-
lohnrisiko in Ostdeutschland von 38,5 % auf 26,7 % 
im Jahr 2021 zurückgegangen (Abbildung 3). Den-
noch ist in Ostdeutschland immer noch ein größerer 
Teil der Beschäftigten von Niedriglöhnen betroffen 
als in Westdeutschland (20 % im Jahr 2021). Der fol-
gende Strukturvergleich zwischen Ost- und West-
deutschland soll zeigen, in welchen Bereichen des 
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Beschäftigungssystems schon eine weitgehende An-
näherung zwischen Ost- und Westdeutschland er-
folgte und wo umgekehrt noch deutliche Unter-
schiede bestehen. Auf der Suche nach Erklärungen 
für Unterschiede und Gemeinsamkeiten wird im Fol-
genden zum einen das Niedriglohnrisiko nach Be-
schäftigtenkategorien in Ost- und Westdeutschland 
im Jahr 2021 verglichen. Zum anderen wird die 
Struktur der Niedriglohnbeschäftigung untersucht. 
Es geht also um die Frage, wie sich die Niedriglohn-
beschäftigten auf unterschiedliche Beschäftigten-
gruppen verteilen.  

Das Niedriglohnrisiko in der Gesamtwirtschaft ist in 
Ostdeutschland mit 26,7 % gegenüber 20,2 % in 
Westdeutschland um 32,5 % höher. Grundsätzlich ist 
das Niedriglohnrisiko in allen analysierten Beschäf-
tigtengruppen in Ostdeutschland höher als in West-
deutschland. Besonders deutlich ist der Unterschied 

aber für Vollzeitbeschäftigte (+75,6 %) und Männer 
(+60,5 %) (Tab. 3). Für Hochschulabsolvent*innen 
unterscheidet sich das Niedriglohnrisiko zwischen 
Ost- und Westdeutschland nur um rund 8 %, wäh-
rend der Unterschied bei berufsfachlich Qualifizier-
ten mit 45 % und bei Geringqualifizierten mit rund 
42 % sehr deutlich ist.  

Nach Altersgruppen betrachtet zeigt sich in Ost-
deutschland durchgängig ein höheres Niedriglohnri-
siko als in Westdeutschland. Besonders deutlich ist 
der Unterschied in der Altersgruppe von 25 bis 34 
Jahren. In dieser Gruppe ist das Niedriglohnrisiko in 
Ostdeutschland mit knapp 29 % um fast 57 % höher 
als in Westdeutschland (gut 18 %). In beiden Landes-
teilen sind vor allem Jüngere häufig in Niedriglohn-
jobs tätig. Mit knapp 62 % ist hier in Ostdeutschland 
fast jeder Dritte betroffen.  

 
Tab. 3: Niedriglohnrisiko nach Personen- und Beschäftigungsmerkmalen 2021, Vergleich Ost- und Westdeutschland  

Angaben in Prozent der jeweiligen Beschäftigtengruppe 

Kategorie Ausprägung Ost West Abweichung Ost gegenüber 
West (relativ in %) 

Qualifikation Ohne Berufsausbildung 65,3 46,2 41,5 

Mit Berufsausbildung 29,9 20,6 45,1 

Akademischer Abschluss 9,2 8,5 8,1 

Geschlecht Männer 25,2 15,7 60,5 

Frauen 28,3 25,0 13,2 

Alter Unter 25 Jahre 61,5 47,5 29,4 

25 – 34 28,6 18,2 56,7 

35 – 44 18,8 15,3 22,7 

45 – 54 23,0 15,8 45,7 

55+ 28,5 23,4 21,9 

Befristung Befristet 50,9 36,9 38,1 

Unbefristet 24,0 17,0 41,2 
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Kategorie Ausprägung Ost West Abweichung Ost gegenüber 
West (relativ in %) 

Arbeitszeitform Vollzeit 20,5 11,7 75,6 

Sozialversicherungspflichtige 
Teilzeit 

30,9 23,0 34,5 

Minijob 90,5 81,0 11,7 

Gesamtwirtschaft 26,7 20,2 32,5 

Lesehilfe: Von allen abhängig Beschäftigten ohne Berufsausbildung verdienten im Jahr 2021 in Ostdeutschland 65,3 % 
weniger als 12,73  € pro Stunde (Niedriglohnschwelle). Gegenüber Westdeutschland 2021 (46,2 %) ist das Niedriglohn-
risiko damit für gering Qualifizierte in Ostdeutschland um 41,5 % höher. 
Quelle: SOEP v38, eigene Berechnung. 

Auch die Struktur des Niedriglohnsektors, d.h. die 
Verteilung der Niedriglohnbeschäftigten auf Be-
schäftigtengruppen, unterscheidet sich deutlich zwi-
schen Ost- und Westdeutschland. Mit 68,5 % ist der 
Anteil berufsfachlich Qualifizierter im Niedriglohn-
sektor in Ostdeutschland deutlich höher als in West-
deutschland mit nur gut 57 % (Tab. 5). In West-
deutschland machen hingegen Geringqualifizierte 
und Hochqualifizierte einen größeren Anteil aller 
Niedriglohnbeschäftigten aus. Diese Unterschiede 
zeigen sich auch in der Gesamtbeschäftigung, d.h. 
auch hier ist der Anteil berufsfachlich Qualifizierter 
in Ostdeutschland höher als in Westdeutschland. Im 
Niedriglohnsektor treten die Unterschiede aber 
deutlicher zutage, weil das Niedriglohnrisiko für be-
rufsfachlich Qualifizierte in Ostdeutschland auch 
deutlich höher ist als in Westdeutschland (Tab. 3).  

In West- wie auch in Ostdeutschland ist der Anteil 
der Männer an der Gesamtbeschäftigung mit rund 
52 % etwas höher als der Anteil der Frauen mit rund 
48 %. Während in Ostdeutschland Männer und 
Frauen jeweils rund die Hälfte aller Niedriglohnbe-
schäftigten stellen, machen Frauen in Westdeutsch-
land mit 59,2 % einen größeren Anteil aller Niedrig-
lohnbeschäftigten aus als in Ostdeutschland mit nur 
51,1 %.  

Die Erklärung für die unterschiedliche Zusammen-
setzung des Niedriglohnsektors liegt im Niedriglohn-
risiko der Geschlechter. Während sich Männer und 
Frauen in Ostdeutschland im Niedriglohnrisiko kaum 
unterscheiden, sind Frauen in Westdeutschland mit 
25 % viel häufiger in Niedriglohnjobs tätig als Män-
ner mit 15,7 %. Eine mögliche Erklärung liegt darin, 
dass Frauen in Ostdeutschland mit fast 56 % weitaus 
häufiger in Vollzeitstellen tätig sind als in 

Westdeutschland mit nur knapp 46 % (Tab. 4). In 
Westdeutschland sind Frauen mit fast 12 % etwa 
doppelt so häufig in Minijobs tätig wie in Ost-
deutschland mit nur rund 6 %. Vollzeitstellen sind in 
der Regel deutlich besser entlohnt als Minijobs, d.h. 
in Ostdeutschland haben Frauen einen besseren Zu-
gang zu gut entlohnten Vollzeitstellen. 

Tab. 4: Niedriglohnbeschäftigung nach Arbeitszeitform 
2021, Ost- und Westdeutschland im Vergleich 

Angaben in Prozent 

Arbeitszeitform Westdeutsch-
land 

Ostdeutsch-
land 

Vollzeit 45,7 55,9 

Teilzeit 42,7 37,9 

Minijob 11,7 6,3 

Gesamtwirt-
schaft 

100,0 100,0 

* Der Wert von 100 % ergibt sich als Summe der Werte 
einer Kategorie (z.B. Westdeutschland). Abweichungen 
zu 100 % ergeben sich aus der Rundung der Werte.  
Quelle: SOEP v38, eigene Berechnung. 

In der Altersverteilung gibt es in der Gesamtbeschäf-
tigung ebenso wie im Niedriglohnsektor etwas mehr 
Jüngere und Ältere Beschäftigte in Westdeutschland 
als in Ostdeutschland und im Gegenzug etwas weni-
ger Beschäftigte in den mittleren Altersgruppen. In 
Ostdeutschland ist der Anteil unbefristeter Beschäf-
tigung in der Gesamtwirtschaft und im Niedriglohn-
sektor etwas größer als in Westdeutschland.  
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Der Anteil der Vollzeitbeschäftigten an der Gesamt-
beschäftigung ist mit gut 70 % in Ostdeutschland et-
was höher als in Westdeutschland mit knapp 66 %. 
In Westdeutschland wiederum ist der Anteil der Mi-
nijobs mit knapp 9 % etwas höher als in Ostdeutsch-
land mit knapp 6 %. Dieser Unterschied zeigt sich im 
Niedriglohnsektor noch viel deutlicher, weil Vollzeit-
beschäftigte in Ostdeutschland mit 20,5 % sehr viel 

häufiger von Niedriglöhnen betroffen sind als in 
Westdeutschland mit 11,7 %. Als Folge machen Voll-
zeitbeschäftigte in Ostdeutschland mit gut 53 % 
mehr als die Hälfte aller Niedriglohnbeschäftigten 
aus, während es in Westdeutschland nur gut 37 % 
sind. In Westdeutschland ist jeder Dritte Niedrig-
lohnbeschäftigte in einem Minijob tätig, in Ost-
deutschland weniger als jeder Fünfte.  

Tab. 5: Struktur der Niedriglohnbeschäftigung 2021, Ost- und Westdeutschland im Vergleich 

Angaben in Prozent   

Kategorie Ausprägung Anteil der jeweiligen Gruppe 
am Niedriglohnsektor 

Anteil der jeweiligen Gruppe 
an der Gesamtbeschäftigung 

Ost West Ost West 

Qualifikation Ohne Berufsausbildung 21,7 30,2 9,0 13,3 

Mit Berufsausbildung 68,5 57,3 62,0 56,6 

Akademischer Abschluss 9,8 12,5 29,0 30,1 

Geschlecht Männer 48,9 40,8 51,8 52,3 

Frauen 51,1 59,2 48,2 47,7 

Alter Unter 25 Jahre 12,7 14,4 5,5 6,2 

25 – 34 Jahre 23,2 19,0 21,7 21,0 

35 – 44 Jahre 16,9 16,2 24,1 21,5 

45 – 54 Jahre 19,8 18,6 22,9 23,8 

55+ Jahre 27,4 31,7 25,8 27,5 

Befristung Befristet 17,0 22,1 8,8 11,6 

Unbefristet 83,0 77,9 91,2 88,4 

Arbeitszeitform Vollzeit 53,3 37,4 70,1 65,8 

 
Sozialversicherungspflichtige 
Teilzeit 

27,8 28,7 24,2 25,6 

Minijob 18,9 33,9 5,6 8,6 

Gesamtwirtschaft * 100,0 100,0 100,0 100,0 

Lesehilfe: Im Jahr 2021 verfügten 68,5 % der Niedriglohnbeschäftigten in Ostdeutschland über eine abgeschlossene 
Berufsausbildung.* Der Wert von 100 % ergibt sich als Summe der Werte einer Kategorie (z.B. Qualifikation).  
Quelle: SOEP v38, eigene Berechnung.  
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Zusammenfassend zeigt die Strukturanalyse, dass 
sich die Niedriglohnbeschäftigung in Ostdeutschland 
viel weiter in Bereiche des Beschäftigungssystems 
erstreckt, die eigentlich durch gute Löhne gekenn-
zeichnet sind (Männer, Vollzeit, qualifizierte Be-
schäftigte). Vor allem für Vollzeitbeschäftigte und 
für Männer in Ostdeutschland ist das Niedriglohnri-
siko deutlich höher als in Westdeutschland, was sich 
auch in dem hohen Anteil dieser Gruppen am Nied-
riglohnsektor widerspiegelt. Die Zusammensetzung 
der Beschäftigten insgesamt kann das höhere Nied-
riglohnrisiko in Ostdeutschland nicht erklären. In 
Ostdeutschland haben eher Gruppen mit einem un-
terdurchschnittlichen Niedriglohnrisiko einen höhe-
ren Anteil an der Gesamtbeschäftigung (z.B. unbe-
fristet Beschäftigte oder Vollzeitbeschäftigte). Auf-
fallend ist zudem der mit über zwei Dritteln hohe An-
teil berufsfachlich Qualifizierter am Niedriglohnsek-
tor in Ostdeutschland. 

7 Strukturunterschiede nach Wirtschaftszwei-
gen und Unternehmensgröße 

Da die Zusammensetzung des Niedriglohnsektors 
nach Personenmerkmalen in Ostdeutschland keine 
Erklärung für das höhere Niedriglohnrisiko bietet, 
wird im nächsten Schritt untersucht, inwiefern Lohn-
unterschiede mit Betriebsmerkmalen zusammen-
hängen. In Ostdeutschland haben Wirtschaftszweige 
mit einem hohen Niedriglohnrisiko einen höheren 
Anteil an der Gesamtbeschäftigung als in West-
deutschland. Ein Beispiel ist die Landwirtschaft, die 
in Ostdeutschland mit 2 % einen mehr als doppelt so 
hohen Anteil an der Gesamtbeschäftigung hat wie in 
Westdeutschland (Tab. 6). In diesem Wirtschafts-
zweig sind in Ostdeutschland zwei Drittel der Be-
schäftigten in einem Niedriglohnjob tätig, während 
es in Westdeutschland nur gut ein Drittel ist. 

Tab. 6: Niedriglohnrisiko und Anteil an der Gesamtbeschäftigung - Vergleich Ost- und Westdeutschland nach 
Wirtschaftsgruppen 2020 

Angaben in Prozent 

Wirtschaftsgruppe Anteil an Gesamtbeschäfti-
gung 

Niedriglohnrisiko 

West Ost West Ost 

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 0,7 2,0 38,0 64,7 

Verarbeitendes Gewerbe und Bergbau 22,3 20,4 9,0 26,9 

Energie- und Wasserversorgung; Entsorgung 1,5 2,0 10,8 16,3 

Baugewerbe 4,2 3,8 11,1 32,4 

Handel 10,4 11,1 33,9 46,8 

Verkehr und Lagerei 5,7 6,6 27,5 25,8 

Gastgewerbe 2,9 3,0 60,9 61,0 

Information und Kommunikation 3,7 3,5 5,8 14,0 

Finanz- und Versicherungsdienstleistungen; Grund-
stücks- und Wohnungswesen 

4,0 3,0 5,0 11,1 

Freiberufliche, wissenschaftliche und technischen 
Dienstleistungen 

4,3 4,7 17,1 19,8 
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Wirtschaftsgruppe Anteil an Gesamtbeschäfti-
gung 

Niedriglohnrisiko 

West Ost West Ost 

Sonstige wirtschaftliche Dienstleistungen 3,7 5,4 48,4 66,7 

Öffentliche Verwaltung, Verteidigung; Sozialversiche-
rung 

8,8 8,8 6,2 3,9 

Erziehung und Unterricht 8,5 7,3 10,8 7,9 

Gesundheits- und Sozialwesen 15,9 15,3 17,5 23,9 

Erbringung von sonstigen Dienstleistungen 3,4 3,2 33,9 40,9 

Gesamt 100,0 100,0 18,0 28,0 

Quelle: SOEP v38, eigene Berechnung.  

Das Verarbeitende Gewerbe ist in Westdeutschland 
um gut zwei Prozentpunkte größer als in Ost-
deutschland und bietet in Westdeutschland fast aus-
schließlich gut bezahlte Jobs. In diesem Wirtschafts-
zweig sind in Westdeutschland nur 9 % der Beschäf-
tigten in einem Niedriglohnjob tätig, in Ostdeutsch-
land sind es fast 27 %. Aber auch weitere Wirt-
schaftszweige verweisen auf ein höheres Niedrig-
lohnrisiko in Ostdeutschland. Besonders bemerkbar 
machen sich die Unterschiede im Baugewerbe. Das 
Niedriglohnrisiko ist hier in Ostdeutschland etwa 
dreimal so hoch wie in Westdeutschland.  

In Ostdeutschland arbeiten 2021 mit knapp 28 % we-
niger Beschäftigte in Großunternehmen mit 2.000 
und mehr Mitarbeiter*innen als in Westdeutschland 
mit knapp 34 % (Tab. 7). Im Gegenzug ist der Anteil 
von Unternehmen mit 20 bis unter 200 Mitarbeiten-
den an der Beschäftigung in Ostdeutschland mit 
knapp 30 % höher als in Westdeutschland mit knapp 
25 %. 

Tab. 7: Verteilung der Beschäftigten auf 
Unternehmensgrößenklassen 2021 

Angaben in Prozent 

Unterneh-
mensgröße 

West-
deutsch-

land 

Ost-
deutsch-

land 

Deutsch-
land insge-

samt 

Unter 20 18,0 17,5 17,9 

20 bis unter 
200 

24,8 29,9 25,6 

200 bis unter 
2000 

23,3 25,0 23,6 

2000 und 
mehr 

33,9 27,7 32,9 

Gesamt 100,0 100,0 100,0 

Quelle: SOEP v38, eigene Berechnung.  

Das Niedriglohnrisiko ist in Großunternehmen 2021 
in Ostdeutschland mit gut 15 % deutlich niedriger als 
in Kleinstunternehmen (unter 20 Beschäftigte) mit 
fast 50 % und bei Unternehmen mit 20 bis unter 200 
Mitarbeitenden mit knapp 33 % (Tab. 8). Die Be-
triebsgrößenstruktur kann somit zumindest einen 
Teil des höheren Niedriglohnrisikos in Ostdeutsch-
land erklären.  
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Tab. 8: Niedriglohnrisiko nach Unternehmensgröße  
Angaben in Prozent 

Unterneh-
mensgröße 

Ost-
deutsch-

land 2013 

Ost-
deutsch-

land 2021 

West-
deutschland 

2021 

Unter 20 59,1 49,7 39,5 

20 bis un-
ter 200 

44,7 32,7 25,6 

200 bis un-
ter 2000 

26,3 16,5 14,7 

2000 und 
mehr 

16,4 15,1 8,9 

Gesamt-
wirtschaft* 

38,3 26,6 19,8 

* Der Wert für die Gesamtwirtschaft ergibt sich als ge-
wichtetes arithmetisches Mittel der Einzelwerte einer Ka-
tegorie (z.B. Ostdeutschland) 

Quelle: SOEP v38, eigene Berechnung 

Im Zeitverlauf ist das Niedriglohnrisiko in Ost-
deutschland vor allem in Unternehmen mit weniger 
als 2.000 Mitarbeitenden um zehn bis zwölf Prozent-
punkte deutlich zurückgegangen (Tab. 8). In Großun-
ternehmen war es auch schon 2013 auf einem un-
terdurchschnittlichen Niveau.  

Somit liefert die Analyse nach Unternehmensmerk-
malen zumindest einige Erklärungspunkte für ein 
höheres Niedriglohnrisiko in Ostdeutschland. Bran-
chen mit einem hohen Niedriglohnrisiko (z.B. Land-
wirtschaft) sind dort häufiger vertreten und solche 
mit hohen Löhnen (z.B. Verarbeitendes Gewerbe) 
gibt es eher seltener. Auch Großbetriebe, die über-
durchschnittliche Löhne zahlen, finden sich in Ost-
deutschland seltener als in Westdeutschland.  

_ 

8 Insgesamt lassen sich mit dem ökonometrischen Modell der Autoren 
nur 40 % der Lohndifferenz erklären. Die Ursachen für mehr als die 
Hälfte der Lohnunterschiede bleiben hier unergründlich.   

8 Zusammenfassung und Fazit 

Das Niedriglohnrisiko ist im Zeitverlauf vor allem in 
Ostdeutschland deutlich zurückgegangen von fast 
40 % (2011) auf knapp 27 % (2021). In Westdeutsch-
land liegt das Niveau hingegen seit 2006 unverän-
dert bei rund 20 %. Deutliche Steigerungen der un-
tersten Löhne gab es nur bei der Einführung des ge-
setzlichen Mindestlohns. Der Abstand zwischen 
Mindestlohn und Niedriglohnschwelle hat sich von 
1,62 € (2015) auf 3,23 € (2021) deutlich vergrößert. 
Die durchschnittlichen Löhne im Niedriglohnbereich 
sind 2021 hinter der allgemeinen Lohnentwicklung 
zurückgeblieben.  

Um den Rückgang des Niedriglohnrisikos in Ost-
deutschland sowie die weiterhin bestehenden Un-
terschiede zwischen Ost- und Westdeutschland er-
klären zu können, wurden zum einen Strukturunter-
schiede in der Zusammensetzung der Beschäftigten 
nach Personen- und Unternehmensmerkmalen un-
tersucht, zum anderen wurde das Niedriglohnrisiko 
innerhalb von Personen- und Unternehmenskatego-
rien verglichen.  

Um diese Ergebnisse einordnen zu können, lohnt ein 
Blick auf die Literatur zu Lohnunterschieden zwi-
schen Ost- und Westdeutschland. Kluge und Weber 
(2016) sehen nach der Wiedervereinigung gravie-
rende wirtschaftliche Unterschiede zwischen Ost- 
und Westdeutschland, auch bei den Löhnen. Die 
Löhne hätten sich bis zum Jahr 2000 zwar schnell an-
genähert. Seitdem lasse sich aber eine gewisse Stag-
nation feststellen und der Lohnunterschied habe 
sich nur noch leicht von 27 % auf 21 % verringert. Für 
den weiterhin bestehenden Unterschied bei den 
Löhnen machen die Autoren zu 11 % unterschiedli-
che Betriebsgrößen, zu 6 % ein unterschiedliches 
Preisniveau und mit jeweils 5 % die geringere Pro-
duktivität in Ostdeutschland, eine höhere Frauener-
werbsbeteiligung und eine geringere Tarifbindung 
verantwortlich.8 In einer aktuelleren Studie sehen 
Kluge und Weber (2018) vor allem Unterschiede im 
Preisniveau und der Betriebsgrößenstruktur als ver-
antwortlich für die Lohnunterschiede zwischen Ost- 
und Westdeutschland.  
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Auf deutliche Unterschiede in den Lebenshaltungs-
kosten zwischen Ost- und Westdeutschland weist 
auch eine aktuelle Untersuchung des Instituts der 
deutschen Wirtschaft (IW) (Goecke et al. 2023, S. 43) 
hin. Ein Großteil der Regionen mit den niedrigsten 
Lebenshaltungskosten in Deutschland liegt laut die-
ser Studie in Ostdeutschland. Nach der Argumenta-
tion von Ragnitz (2023, S. 726) würden niedrigere Le-
benshaltungskosten dazu führen, dass Beschäftigte 
bereit sind, zu niedrigeren Löhnen zu arbeiten. Rag-
nitz bestimmt die Lohnhöhe in Ostdeutschland bei 
85 % des westdeutschen Niveaus. Kontrolliere man 
Strukturunterschiede, wie die wenigen Großunter-
nehmen in Ostdeutschland, den Branchenmix, die 
stärker ausgeprägte ländliche Struktur oder niedri-
gere Lebenshaltungskosten, läge der Unterschied 
nur noch bei 5 %. Laut dieser Studie erklären Struk-
turunterschiede demnach einen großen Teil der 
Lohnunterschiede zwischen Ost- und Westdeutsch-
land (vgl. auch Nauerth/Pflanz 2023).  

Lübker (2022) stellt für 2021 insgesamt einen Lohn-
unterschied von 13,7 % zwischen Ost- und West-
deutschland für Beschäftigte gleichen Geschlechts, 
im gleichen Beruf und mit der gleichen Berufserfah-
rung fest, wobei es bei den Tariflöhnen jedoch laut 
der Studie zwischen Ost- und Westdeutschland 
kaum noch einen Unterschied gebe. Die tariflichen 
Löhne in Ostdeutschland lagen 2021 bei 98 % des 
Westniveau. Somit könne die unterschiedliche Ta-
rifbindung der Beschäftigten von 54 % im Westen 
gegenüber 45 % im Osten einen Teil der unterschied-
lichen Entlohnung erklären.  

Die vorliegenden Studien kommen folglich zu unter-
schiedlichen Einschätzungen, wie sich verschiedene 
Erklärungsfaktoren auf die Lohnunterschiede zwi-
schen Ost- und Westdeutschland auswirken. Die 
Studien von Ragnitz (2023) bzw. Nauerth und Pflanz 
(2023) schreiben Strukturunterschieden eine große 
Bedeutung zu, während Kluge und Weber (2018) le-
diglich 40 % der Lohnunterschiede auf unterschied-
liche Strukturmerkmale zurückführen. Solche Diffe-
renzen lassen sich ggf. auf Unterschiede im jeweili-
gen methodischen Vorgehen zurückführen. Die Un-
tersuchung von Nauerth und Pflanz (2023, S. 8) ba-
siert auf aggregierten Daten auf der Ebene von Land-
kreisen, während Kluge und Weber (2018) Individu-
aldaten verwenden. Die Verwendung von Individual-
daten erscheint generell zuverlässiger, weil Unter-
schiede zwischen Ost- und Westdeutschland diffe-
renzierter untersucht werden können.  

Somit lässt sich auf Basis der vorliegenden Literatur 
nicht exakt beziffern, welche Faktoren in welchem 
Umfang für die Lohnunterschiede zwischen Ost- und 
Westdeutschland verantwortlich sind. Die Studien 
liefern aber zumindest wichtige Anhaltspunkte, um 
Einflussfaktoren auf ein unterschiedliches Niedrig-
lohnrisiko in Ost- und Westdeutschland zu identifi-
zieren.  

So konnte in der eigenen Auswertung in Ostdeutsch-
land ein kleinerer Anteil von Beschäftigung in Groß-
unternehmen gefunden werden. Ebenso zeigte die 
eigene Auswertung einen geringeren Beschäftigten-
anteil im Verarbeitenden Gewerbes. Beides kann ein 
höheres Niedriglohnrisiko in Ostdeutschland erklä-
ren. Auf der Personenebene wiederum lassen sich 
kaum Anhaltspunkte für Strukturunterschiede fin-
den, die ein höheres Niedriglohnrisiko in Ost-
deutschland plausibel machen. Die von Kluge und 
Weber (2016) angesprochene höhere Frauener-
werbsbeteiligung konnte in der hier vorliegenden 
Analyse nicht festgestellt werden. Der höhere Anteil 
an Vollzeittätigkeiten oder unbefristeten Stellen in 
Ostdeutschland würde eher ein geringeres Niedrig-
lohnrisiko begründen. Somit können in der eigenen 
Analyse Strukturunterschiede nur einen Teil des un-
terschiedlichen Niedriglohnrisikos zwischen Ost- 
und Westdeutschland begründen. Generell erstreckt 
sich der Niedriglohnsektor in Ostdeutschland weiter 
in den Bereich mit allgemein eher guten Löhnen hin-
ein (Beschäftigung von Männern, Vollzeitbeschäf-
tigte, qualifizierte Beschäftigte).  

In den vorliegenden Studien wird neben Strukturun-
terschieden zwischen Ost- und Westdeutschland vor 
allem der Unterschied in Preisniveau und Lebenshal-
tungskosten als Grund für das unterschiedliche 
Lohnniveau in Ost- und Westdeutschland angeführt. 
Dies könnte auch eine wichtige Erklärung für Unter-
schiede im Niedriglohrisiko zwischen Ost- und West-
deutschland sein, weil in der eigenen Auswertung 
das Niedriglohnrisiko in Relation zu einer bundesein-
heitlichen Niedriglohnschwelle bestimmt wird.  

Wenn man das Niedriglohnrisiko für Ost- und West-
deutschland mit nach Ost- und Westdeutschland ge-
trennten Niedriglohnschwellen berechnet, hat sich 
das Niedriglohnrisiko in Ostdeutschland zwischen 
2013 und 2021 lediglich von gut 21 % auf knapp 19 % 
verringert. D.h. der Rückgang des Niedriglohnrisikos 
in Ostdeutschland hängt vor allem mit einer Annä-
herung der Ostlöhne an das westdeutsche Lohnni-
veau zusammen. Zu einer Annäherung bei den 
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Löhnen dürfte zum einen die Angleichung bei den 
Tariflöhnen und zum anderen die Einführung des ge-
setzlichen Mindestlohns beigetragen haben. Nach 
dem Bericht der Mindestlohnkommission (2023, 
S. 61f.) führte die Einführung des gesetzlichen Min-
destlohns zu einem Anstieg der Löhne am unteren 
Rand der Lohnverteilung, der sich in Ostdeutschland 
stärker zeigte als in Westdeutschland.  

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass 
sich die Niedriglohnbeschäftigung in Deutschland – 
trotz der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns 
– insgesamt nur wenig verringert hat. Der gleichwohl 
feststellbare Rückgang des Niedriglohnrisikos in Ost-
deutschland hängt vor allem mit der Annäherung 
der Ostlöhne an das Westniveau zusammen. In 
Westdeutschland hat sich der Umfang der Niedrig-
lohnbeschäftigung hingegen nicht verringert.9  

Für die Politik stellt sich die zentrale Frage, warum 
der Mindestlohn nicht zu einer Verringerung der 
Niedriglohnbeschäftigung in Westdeutschland ge-
führt hat. Zum einen dürften dessen zunächst nur 
geringfügige Erhöhungen hierfür verantwortlich 
sein. Erst mit der Erhöhung auf 12 € pro Stunde im 
Oktober 2022 erreichte der Mindestlohn in Deutsch-
land eine Höhe von 60 % des Medians, was dem Ni-
veau der Europäischen Mindestlohnrichtlinie ent-
spricht (Lübker und Schulten 2023, S. 10). Vor dieser 
Erhöhung lag das Niveau gerade einmal bei gut 51 % 

_ 

9 Nach unserer Analyse ist auch weder in West- und in Ostdeutschland 
eine Verringerung der Ungleichheit der Stundenlöhne erkennbar. Die 
Dezilrelation D5/D1 lag sowohl in West- als auch in Ostdeutschland 2013 
und 2021 jeweils bei 1,9.  

des nationalen Medianlohns und war somit im inter-
nationalen Vergleich eher niedrig.  

Zum anderen zeigen die internationale Mindest-
lohnforschung wie auch eigene Studien, dass der 
Umfang der Tarifbindung einen deutlich stärkeren 
Einfluss auf den Umfang der Niedriglohnbeschäfti-
gung in einem Land entfaltet als die Existenz oder 
Höhe eines gesetzlichen Mindestlohns (vgl. z.B. 
Bosch und Weinkopf 2013 und 2015; Bosch et al. 
2021; Grimshaw et al. 2014; Hayter und Weinberg 
2011). Eine Ausweitung der Tarifbindung würde zu 
einer Anhebung der Löhne in den bisher nicht tarif-
gebundenen Unternehmen führen. Dieser Mecha-
nismus wirkt umso stärker, da Tariflöhne in der Re-
gel oberhalb des Mindestlohns liegen. 

Um den Niedriglohnsektor längerfristig zu verklei-
nern, muss sich die Ungleichheit der Stundenlöhne 
im unteren Bereich der Verteilung verringen. Wie 
gut die Chancen hierfür sind, ist unklar. Ein Gutach-
ten zum Zusammenhang von Tariflohngeschehen 
und Mindestlohn sieht einerseits durch die Erhö-
hung des Mindestlohns auf 12 € im Oktober 202210 
deutliche Tariflohnerhöhungen bei einer gleichzeiti-
gen Stauchung der Löhne im unteren Bereich. Ande-
rerseits wird aber auch die Notwendigkeit betont, 
dass sich Facharbeiterlöhne deutlich vom Mindest-
lohn abheben sollten (Bispinck et al. 2023, S. 6f.). 

  

10 Die aktuelle Höhe des Mindestlohns liegt seit 1. Januar 2024 bei 
12,41 €.  
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